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Text 

Verläßlichkeit 

§ 79. (1) Als nicht verlässlich ist eine Konzessionswerberin bzw. ein Konzessionswerber 
insbesondere anzusehen, wenn 

 1. sie oder er von einem Gericht zu einer drei Monate übersteigenden Freiheitsstrafe oder zu einer 
Geldstrafe von mehr als 180 Tagessätzen verurteilt wurde, solange die Verurteilung nicht getilgt 
ist oder der Beschränkung der Auskunft aus dem Strafregister unterliegt oder 

 2. gegen sie bzw. ihn bzw. falls sie eine juristische Person oder eine Personengesellschaft ist, auch 
gegen ihre nach Gesetz, Satzung oder Gesellschaftsvertrag zur Vertretung oder Geschäftsführung 
Berechtigten ein rechtskräftiges Straferkenntnis wegen eines schwerwiegenden oder 
wiederholten Verstoßes gegen 

 a) schifffahrtsrechtliche Vorschriften oder 

 b) zollrechtliche, arbeits- und sozialrechtliche Pflichten, insbesondere gegen die einem 
Dienstgeber gemäß Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz obliegenden Pflichten oder 

 c) gegen Pflichten aus dem ArbeitnehmerInnenschutzrecht, insbesondere gegen das 
ArbeitnehemerInnenschutzgesetz erlassen worden ist. 

(2) Der Nachweis der Verläßlichkeit ist insbesondere durch Vorlage einer Strafregisterbescheinigung 
zu führen. Konzessionswerber, die ihren Wohnsitz oder Sitz erst innerhalb eines Jahres vor 
Antragstellung in Österreich begründet haben, haben darüber hinaus einen Strafregisterauszug oder 
sonstige geeignete Bescheinigungen der zuständigen Justiz- oder Verwaltungsbehörden ihres 
Herkunftsstaates zu erbringen. 

(3) Die in Abs. 2 genannten Nachweise dürfen bei Antragstellung nicht älter als drei Monate sein. 

(4) Die Behörde hat im Falle des Ausschlusses von der Ausübung des Schifffahrtsgewerbes gemäß 
Abs. 1 die Nachsicht von diesem Ausschluss zu erteilen, wenn nach der Eigenart der strafbaren Handlung 
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und nach der Persönlichkeit des Verurteilten die Begehung der gleichen oder einer ähnlichen Straftat bei 
Ausübung des Schifffahrtsgewerbes nicht zu erwarten ist. Die Nachsicht ist nicht zu erteilen, wenn andere 
Ausschlussgründe vorliegen als jene, für welche die Nachsicht erteilt werden soll. 
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